
Dem Bundesminister für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen
vorgelegt am 16. Februar 2000 in Berlin
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Umsetzung internationaler Regelungen in nationales Recht1.3

Die Expertenkommission hat festgestellt, dass internationale Regelungen nicht in
nationales Recht umgesetzt sind. Hier muss der Bund unverzüglich die erforderlichen
Ratifizierungsverfahren einleiten:

Das Bergungsübereinkommen von 1989 sieht Regelungen vor, die dem Berger
einen wirtschaftlichen Anreiz zur Bergung eines Havaristen auch dann geben,
wenn die Bergung letztlich erfolglos bleibt. Das Bergungsübereinkommen soll
insbesondere die Abwehr von Umweltgefahren unterstützen. In der Praxis würde
neben der staatlichen Aufgabensteilung der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung
des Bundes der wirtschaftliche Anreiz privater Berger erhöht. Im Seeaufgabenge-
setz ist bereits geregelt, dass sich der Reeder seiner Haftung nicht durch Aufgabe
des Eigentums am Schiff entziehen kann; siehe Empfehlung Nr. 23.

Die Richtli~ie 1999/35/EG des Rates vom 29. April 1999 über ein Svstem ~er--
bindlicher Uber rüfun en des sicheren Betriebs von Ro-Ro-Fahr astschiffen und

z.um 1. Dezember 2000 umgesetzt werder}, Hierfür ist die Anpassuna des Se§-
unfalluntersuchungsgesetzes vom 6. Dezember 1985 erforderlich. Die Richtlini~
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der Europäischen Union verpflichtet die Mitqliedsstaaten. für die genannteo
§chiffe ein Unfalluntersuchunqsverfahren von internationalem Zuschnitt vorzu-
halten. Maßstab ist insbesondere der im November 1997 von der Versammlunq

Fahrzeuakateaorien beschränkt werden. weil an Unfällen Schiffe anderer Kateao-
rien beteiliqt sein können. Auch kann für den Unfall das Verhalten der Verant-

gung ist eine parallele Ausrichtung der Untersuchungsverfahren in den jeweiligen j ~

in-
er- 'C-
s-

nt-
spricht der von allen Parteien im Deutschen Bundestag und von den Bundeslän-
dern mitgetragenen Zielsetzung des Seeschifffahrtsanpassungsgesetzes vom
September 1998.

Das Seeunfalluntersuchungsgesetz ist unabhängig von den staatsanwaltlichen
Eingriffsmöglichkeiten hinsichtlich aller Schiffsunfälle insbesondere in folgenden
Punkten zu ändern:

Die Untersuchunq des Seeunfalls ist von der zuständiqen Behörde sofort v~r
O~ ~u ~;ginnen ~~d weite~~führ~n. Dabei ~2mmen un!!)itt~l~arer Augen~

gegenüber Dritten, Probeentnahmen usw. in Frage.

Das Verfahren der VernehmunQ BeteiliQter ist so auszurichten. dass es aU$-
$chließlich der objektiven SicherheitsvorsorQe dient. nicht jedoch der Kläruna
von Vorwürfen oder Zuweisung von Fehlern.

Bei den Anforderunoen an den Untersuchunosführer ist ein stärkeres Gewic~t
auf die Beherrschung von Untersuchungstechniken zu le9~!:!--

Das Untersuchungsverfahren ist durch einen in den Grundzü.Qen vor.Qe.Qebe-
nen Bericht abzuschließen, der für die Zukunft Gesichtspunkte, Anregungen
oder Vorschläae für mehr Sicherheit und Umweltschutz aufzeiaen soll. Diese!'r1
internationalen Standard qenü.Qen die SeeamtssDrüche nach bisheri.Qem
Recht nich!~ siehe Empfehlung Nr. 24.

.
G

1.4 Freistellen von Regressansprüchen

In den Beratungen der Expertenkommission ist deutlich geworden, dass bei Havarien
zögerliches Handeln der beteiligten Stellen auch darauf zurückgeführt werden kann,
dass bei möglichen Fehlentscheidungen mit der Folge von Amtspflichtverletzungen
der Rückgriff gegen einzelne Mitarbeiter unter bestimmten Voraussetzungen möglich
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EmDfehluna Nr. 24

Die ExDertenkommission emDfiehlt. unverzüalich den Entwurf eines Gesetzes zur
Anpassunq des SeeunfalluntersuchunQsQesetzes vom 6. Dezember 1985 an de~
internationalen Standard (nach dem Vorbild des Flugunfall-Untersuchungsgesetzes)

vorzulegen.

c.
BearündunQ:
Das eltende Seeunfalluntersuchun s .

blick auf den sicheren Betrieb von Ro-Ro-Fahr astschiffen und Fahr asthoch e-

kann jedoch nicht auf die in der Richtlinie bezeichneten Fahrzeugkategorien be-
schränkt werden. weil an Unfällen Schiffe anderer Kategorien beteiligt sein können.
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